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Zusammenfassung: Die Bedeutung von Identifikation im institutionenökonomischen Kontext und insbesondere im Be-
reich der sozialen Organisation ökonomischer Tauschbeziehungen ist in der Vergangenheit nicht nur vielfach unter-
schätzt, sondern auch zu Unrecht unter Hinweis auf die Rationalität ökonomischer Akteure bestritten worden. Die
Wechselwirkung zwischen Faktoren wie Fairness, Vertrauen oder Gefühlen der Verbundenheit und individueller Wahr-
nehmung von Rationalitätskalkülen bildet den Ansatz dieses Beitrages. Er beschäftigt sich mit dem Einfluss raumbezo-
gener Identifikation auf Entscheidungsprozesse in der Wirtschaft. Gefragt wird nach den Folgen dieser Identifikation für
unternehmerisches Handeln und nach den aus diesem Handeln resultierenden Effekten im Bereich zwischenbetrieblicher
Kooperation. Zum einen wird die Annahme geprüft, dass Identifikation auf wirtschaftliche Effizienz gerichtetes Han-
deln modifiziert. Zum anderen werden die Entstehung und Gestaltung regionbezogener Kooperation erklärt. Es wird ar-
gumentiert, dass Identifikation regionbezogene Kooperation fördert, indem sie Handlungsanreize substantiell verändert
und die Wirtschaftsakteure zugleich an spezifische Normen und Regeln bindet. Dabei wird auf der Grundlage empiri-
scher Untersuchungen nachgewiesen, dass zwei Faktoren entscheidend zur Entstehung regionbezogener Kooperation
beitragen: Neben der Effizienz räumlicher Nähe beeinflussen Restriktionen raumbezogener Kooperationsregeln die je-
weilige Ausprägung der Kooperationsstrukturen. Es wird gezeigt, dass Identifikation Entstehung und Gebrauch dieser
Regeln maßgeblich initiiert.
1. Einleitung
In modernen Gesellschaften scheinen regionale Bin-
dungen von Unternehmungen mehr und mehr an
Bedeutung zu verlieren. Nach der Globalisierungs-
these verkörpern über nationalstaatliche Grenzen
hinweg organisierte und lediglich temporär und lo-
cker verbundene Wertschöpfungsketten die neue
Qualität ökonomischer Tauschbeziehungen. Unter-
nehmen werden immer stärker in ein sich ständig
veränderndes transnationales Netz, in einen glo-
balen Raum der Ströme („global space of flows“1)
eingebunden. Stabile Bindungen zwischen Wirt-
schaftsunternehmen in einem angestammten Um-
feld scheinen – zugunsten neuer, globaler
Handlungsoptionen – verzichtbar, regionale und
nationale Organisationsstrukturen werden zuneh-
mend als Handlungsrestriktionen wahrgenommen.
Ebenso wenig scheinen Bindungen der Unterneh-
mer und ihres unternehmerischen Wirkens an einen
Lebensraum mit den Anforderungen an eine markt-
orientierte Unternehmensführung vereinbar zu sein.
Mit der Ausweitung der Märkte, der Zunahme glo-
baler Konkurrenz und der Entwicklung neuer Infor-
mationstechnologien wächst der Druck auf die Effi-
zienz unternehmerischer Entscheidungen. Die
Spielräume für die Berücksichtigung lebensräumli-
cher Bindungen der Unternehmer in den Entschei-
dungsprozessen verringern sich.
Treffen die Implikationen der Globalisierungsthese,
räumliche Entbettung und verstärkter Zwang zu
marktbezogener Rationalität, zu, dann bedürfen
abweichende Beobachtungen der Erklärung. Zu
fragen ist nach Gründen für die Persistenz indus-
trieller Distrikte, nach Faktoren für die Entstehung
innovativer regionaler Milieus oder nach Bedingun-
gen für regionbezogene Kooperation.2 Es sind so-
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1* Der Beitrag entstand im Zusammenhang mit Arbeiten
der Autoren im Teilprojekt B4 (Kooperationsbeziehungen
im Strukturwandel) des Sonderforschungsbereiches 417
„Regionenbezogene Identifikationsprozesse. Das Beispiel
Sachsen“ an der Universität Leipzig.
1 Das Konzept des „global space of flows“ wurde durch
Castells (1989) in die Diskussion eingeführt.
2 Der Begriff Kooperation wird in einer relativ engen Be-
stimmung verwandt. Unter Kooperation wird eine zwi-
mit Ursachen, Effekte und Reichweite regionaler
Bindungen in einer globalen und marktrationalen
Wirtschaftswelt zu erklären. Aus sozialwissen-
schaftlicher Perspektive ist es unstrittig, dass sozia-
le, kulturelle und politische Bedingungen als Rah-
men für wirtschaftliches Handeln wirken und
„institutionelle Regeln, soziale Beziehungsstruktu-
ren sowie Normen und Macht als regulative
Voraussetzungen ökonomischer Prozesse“ (Hirsch-
Kreinsen 2002: 106) in diese Erklärungen einzube-
ziehen sind. Eine Form, in der soziale, kulturelle
und politische Bedingungen auf wirtschaftliches
Handeln wirken, ist die Identifikation der Akteure
mit ihrem Arbeits- und Lebensraum. Ungeachtet
dieser grundlegenden Einsicht wurde die Bedeutung
regionbezogener Identifikation3 im institutionen-
ökonomischen Kontext und insbesondere im Be-
reich der sozialen Organisation wirtschaftlicher
Tauschbeziehungen in der Vergangenheit vielfach
unterschätzt und Kooperation allein auf der Grund-
lage ökonomischer Faktoren erklärt.
Im Unterschied zu diesen Erklärungsmodellen wird
in vorliegendem Beitrag versucht, das Spektrum er-
klärender Faktoren um die sozialen und kulturellen
Bedingungen wirtschaftlichen Handelns zu erwei-
tern. Er basiert auf der Annahme einer Wechselwir-
kung zwischen Gefühlen der Verbundenheit mit ei-
ner Region4 und der individuellen Wahrnehmung
von Nutzen- und Rationalitätskalkülen und will re-
gionale Bindungen von Unternehmen unter Bezug-
nahme auf die Identifikation der Unternehmer mit
ihrem Arbeits- und Lebensraum erklären. Die Rele-
vanz ökonomischer Faktoren für die Entstehung
spezifischer Gestaltungsformen von Tauschbezie-
hungen wird damit nicht infrage gestellt. Es wird je-
doch davon ausgegangen, dass unternehmerische
Entscheidungen keineswegs vollständig durch die
Rationalitäts- und Effizienzkriterien globaler
Märkte bestimmt werden. Vielmehr ist regionbezo-
gene zwischenbetriebliche Kooperation auszuwei-
sen als Ergebnis eines auf der Grundlage von raum-
bezogener Loyalität substantiell modifizierten,
regionbezogenen Handelns der Unternehmer.
Die Annahme, dass Raumbindungen für Unterneh-
men auch in einer globalisierten Wirtschaft eine be-
trächtliche Relevanz besitzen, kann sich unter die-
ser Voraussetzung nicht mehr ausschließlich auf
Synergie- und Innovationseffekte gründen.5 Ziel
dieses Beitrages ist folglich, das Modell der Erklä-
rung regionaler Ökonomien zu erweitern und zu
zeigen, dass mindestens zwei Faktoren zur Entste-
hung regionbezogener Kooperation6 beitragen: die
Effizienz räumlicher Nähe einerseits und die Res-
triktionen regionbezogener und durch Identifika-
tion maßgeblich initiierter Kooperationsregeln und
-normen andererseits. Im Folgenden werden die
Annahmen über einen Zusammenhang von Identifi-
kation, Loyalität und Kooperation in vier Schritten
geprüft. Zunächst werden ausgewählte Ansätze zur
Erklärung regionbezogener Kooperation hinsicht-
lich ihrer Erklärungspotentiale untersucht. Daran
anschließend wird ein erweitertes Erklärungsmodell
entwickelt. Auf der Ebene mikro-ökonomisch wirk-
samer, kulturspezifisch geprägter Einstellungen und
Wertemuster der Akteure werden kulturelle Fak-
toren in die Erklärung regionbezogener Koopera-
tionsentscheidungen einbezogen. Im dritten Schritt
werden empirische Ergebnisse zu Identifikation und
Kooperation von Unternehmern in Sachsen vor-
gestellt. Abschließend erfolgt die Diskussion der Be-
funde danach, inwieweit die durch regionbezogene
Identifikation initiierten Kooperationsregeln zur
Entstehung einer spezifischen Form der Organisa-
tion von Tauschprozessen beitragen.
2. Theoretische Ansätze zur Erklärung
regionbezogener Kooperation
Die theoretische Diskussion um die Voraussetzun-
gen, die Ausgestaltung und den wirtschaftlichen
Nutzen regionaler Kooperation, wie sie vorrangig
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schenbetriebliche Zusammenarbeit zur Überwindung un-
vollkommener Faktorausstattungen verstanden. Koope-
ration bezeichnet hier eine spezielle Form der Koordinie-
rung wirtschaftlicher Transaktionen, die gemeinsame
Erstellung eines Produktes, mit dem Ziel größerer Wirt-
schaftlichkeit der kooperierenden Unternehmen.
3 Identifikation hat nach Gerhards zwei Dimensionen:
eine kognitive und eine affektiv-evaluative. Unter region-
bezogener Identifikation versteht Gerhards „die Wahrneh-
mung eines territorial begrenzten Raumes als Identifika-
tionsobjekt, der inhaltlich durch materielle oder soziale
Elemente bestimmt ist, und die Äußerung eines starken
Gefühls der Zugehörigkeit zu diesem Raum“ (Gerhards
2000: 117f.).
4 Unter Region ist eine Sinnordnung zu verstehen, die sich
in den Wahrnehmungsmustern und Handlungen einer
Gruppe von Menschen, die sich dieser Raumordnung zu-
gehörig fühlen, sowie in den Zuschreibungen von außen
artikuliert. Vgl. Sonderforschungsbereich 417, 2001.
5 Vgl. Piore/Sabel 1985, Krugman 1995, Cooke/Morgan
1998, Crouch et al. 2001.
6 Nicht gefragt wird nach der Entwicklungsrichtung der
Organisation wirtschaftlicher Strukturen. Die vielfach an
Erklärungen regionbezogener Strukturen gekoppelte The-
se voranschreitender Regionalisierung teilen die Autoren
nicht.
in der Organisations- und Unternehmensforschung,
aber auch in der Innovationsforschung und Regio-
nalökonomie geführt wird, hat inzwischen eine Dif-
ferenzierung erfahren, die ausschließt hier im Detail
rekonstruiert zu werden. Prägend für diese Diskus-
sion sind ökonomische und institutionalistische An-
sätze, welche die Entstehung regionaler Koopera-
tion auf der Grundlage wirtschaftlicher Effizienz,
besonderer institutioneller Strukturen und innovati-
ver regionaler Bedingungen erklären. Zum einen
wird dabei auf Agglomerationseffekte und die hie-
raus resultierenden Synergien, Spillover-Effekte
oder untraded interdependencies verwiesen (Krug-
man 1995, Barro 1997, Storper 1997, Fujita/Thisse
2002). Zum anderen werden regionale Koopera-
tionsstrukturen auf kooperationsfördernde institu-
tionelle Ausstattungen (governance structures)
einzelner Regionen zurückgeführt (Hollingsworth/
Boyer 1997, Braczyk et al. 1998, Crouch et al.
2001). Nicht zuletzt haben Studien die Bedeutung
innovativer Milieus hervorgehoben (Camagni
1991, Läpple/Walter 2000). Gemeinsam ist öko-
nomisch und institutionalistisch ansetzenden Erklä-
rungen ihre Fundierung in wirtschaftlichen und or-
ganisationalen Strukturen und Bedingungen. Die
Akteure und ihre Handlungsmotive bleiben hin-
gegen weitgehend unberücksichtigt.7 Diese sind je-
doch stärker zu beachten, wenn kollektive Phäno-
mene als aggregierte Wirkungen individuellen
Handelns erklärt werden sollen. Im Folgenden wer-
den wir uns deshalb auf theoretische Ansätze be-
schränken, die regionbezogene Kooperation als Re-
sultat des Handelns individueller Akteure erklären.
Die wichtigsten handlungstheoretisch fundierten
Erklärungen regionbezogener Kooperation basieren
auf Varianten des Rational Choice Approach
(RCA).8 Dessen Kern bildet die Annahme einer nut-
zenmaximierenden Selektion zwischen bestehenden
Handlungsoptionen. Handlungstheoretische Erklä-
rungen von Kooperation wollen zeigen, unter wel-
chen Bedingungen sich eigeninteressierte Akteure
für diese spezifische Form der Organisation sozialer
Tauschbeziehungen entscheiden. Drei Erklärungs-
ansätze zwischenbetrieblicher Tauschbeziehungen
trugen in besonderem Maße zur Präzisierung des
Basismodells bezüglich der Annahmen über Situa-
tionsmerkmale (Entscheidungen unter Risiko und
Unsicherheit, Situationen mit strategischer Interde-
pendenz) und über die Eigenschaften der Akteure
(Annahme begrenzter Rationalität) bei: Erklärun-
gen auf der Grundlage der Transaktionskosten,
struktureller Bedingungen sowie affektiv-evaluati-
ver Bindung. Diese haben die sozialwissenschaftli-
che Analyse seit Mitte der siebziger Jahre entschei-
dend geprägt.
2.1 Die Transaktionskostentheorie: Kooperation
als Kosteneinsparung
Tauschbeziehungen unterscheiden sich in der Reali-
tät hinsichtlich wesentlicher Merkmale erheblich
vom Modell perfekter Märkte (Williamson 1975).
Aufgrund der beschränkten Rationalität der Akteu-
re hat die Verfolgung eigennütziger Interessen Op-
portunismusprobleme zur Folge. Deshalb sind Ver-
einbarungen zwischen Unternehmen grundsätzlich
instabil. Sie sind zudem – aufgrund der Komplexi-
tät der Umwelt und der Dynamik ihrer Verände-
rung – stets unvollständig. Der Anreiz Vereinbarun-
gen nicht einzuhalten, macht wirtschaftliche
Transaktionen für die beteiligten Akteure unsicher.
Ihre Anbahnung, Gestaltung und Absicherung kann
erhebliche Kosten verursachen (Williamson 1975,
Batenburg et al. 2000). Auf die Bedeutung der
Transaktionskosten9 für ökonomische Entscheidun-
gen verweist vor allem die Transaktionskostentheo-
rie (Williamson 1975, 1990): Die Allokation einer
Transaktion werde durch die jeweiligen Kosten der
zur Wahl stehenden Koordinationsmechanismen
Markt, Kooperation oder Hierarchie bestimmt. Ak-
teure wählen institutionelle Arrangements stets im
Hinblick auf die zu erwartenden Kosten und den zu
erzielenden Nutzen. Die Entstehung von Unterneh-
menskooperation ist, ebenso wie ihre jeweilige
räumliche Struktur, Resultat eines gegenüber ande-
ren „governance structures“ höheren Erwartungs-
nutzens. Regionbezogene Kooperationsbeziehun-
gen sind das Ergebnis der mit räumlicher Nähe
verbundenen geringeren Transaktionskosten.
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7 Dass die Grenze zwischen handlungs- und makrotheore-
tischen Ansätzen in der sozialwissenschaftlichen Diskus-
sion nicht trennscharf ist, verdeutlichen insbesondere die
Arbeiten der Kalifornischen Schule (u.a. Storper/Scott
1996).
8 Das Basismodell des RCA greift auf Traditionen in der
Soziologie vor allem aber in der Ökonomie zurück und
beschränkt sich auf wenige allgemein gültige Annahmen:
Akteure sind eigeninteressiert und agieren zielgerichtet.
Sie verfügen über eine bestimmte Präferenzordnung. Sie
bewerten Handlungsalternativen im Hinblick auf ihre Zie-
le und wählen jeweils diejenige Alternative, die ihren Nut-
zen maximiert. Dabei unterliegt ihr Handeln natürlichen
und sozialen Restriktionen.
9 Transaktionskosten umfassen im Kern die Kosten für die
Partnersuche und Anbahnung, Verhandlungs- und Ent-
scheidungskosten, Kosten der Vertragsformulierung und
Kosten für die rechtliche Vertragsdurchsetzung.
Die Annahmen der Transaktionskostentheorie wur-
den in zahlreichen empirischen Studien geprüft
(Rindfleisch/Heide 1997, Blumberg 1998: 42ff.).
Für eine Vielzahl unterschiedlicher Explananda
konnten auf der Grundlage „sparsamer“ Modell-
annahmen robuste Erklärungen geliefert werden
(Blumberg 1998, Batenburg et al. 2000). Für die Er-
klärung der Form und des Verlaufs wirtschaftlicher
Austauschprozesse besitzen die gewonnenen Er-
kenntnisse zur Spezifikation der Einflussfaktoren
und den Kosteneffekten der Transaktionsmerkmale
zweifellos einen zentralen Stellenwert. Fraglich
bleibt jedoch, ob Kooperationsentscheidungen allein
auf der Grundlage ökonomischer Determinanten
hinreichend beschrieben und erklärt werden kön-
nen. Auf ein Defizit endogener Erklärungen wirt-
schaftlicher Phänomene machte bereits Durkheim
(1973) in seiner Kritik am Marktmodell sozialer
Ordnung aufmerksam. Er hielt Anreiz-, Koordina-
tions- und Verhandlungsprobleme nur für lösbar,
wenn den Eigeninteressen der Akteure außervertrag-
liche Restriktionen gesetzt sind, und nannte zugleich
internalisierte moralische Verhaltenscodes und so-
ziale Einbettung10 als zwei Bedingungen für die Lö-
sung des zugrunde liegenden Vertrauensproblems.
2.2 Die „Neue Wirtschaftssoziologie“:
Das Konzept sozialer Einbettung
Die Transaktionskostentheorie hat das Modell per-
fekter Märkte unter Hinweis auf den aus unvoll-
ständiger Information und beschränkter Rationali-
tät der Akteure erwachsenden Opportunismus
kritisiert und realitätsferne Annahmen durch solche
ersetzt, die sich stärker an den Bedingungen realer
Märkte orientieren. Zugleich werden jedoch auch
in der Transaktionskostentheorie vereinfachende
Annahmen getroffen. Unbeachtet bleibt insbeson-
dere die soziale Struktur von Märkten. Üblicher-
weise wird angenommen, dass die Akteursbezie-
hungen in Märkten isoliert voneinander existieren.
In der Realität finden ökonomische Tauschbezie-
hungen jedoch niemals isoliert statt, sondern sind
in vielfältige Sozialbeziehungen eingebettet (Grano-
vetter 1985). Thematisiert wird diese „soziale Ein-
bettung“ in den Arbeiten der „Neuen Wirtschafts-
soziologie“ (Smelser/Swedberg 1994). Granovetter
unterscheidet zwischen einer relationalen Dimensi-
on, der Einbettung in dyadische Beziehungen, und
einer strukturellen Dimension, der Einbettung in
ein umfassendes soziales Netzwerk (Granovetter
1992). Raub und Weesie (1991) benennen als eine
dritte Form die institutionelle Einbettung von
Transaktionen. Schließlich existiere stets eine Ein-
bettung in eine Kultur, in eine gemeinsame Ge-
schichte und eine Menge von Regeln, an denen sich
eine Gemeinschaft orientiert (Fukuyama 1995).
Voss (1998) zeigt Bedingungen auf, die Vertrauen
und Normen kooperativen Verhaltens als Effekt so-
zialer Einbettung ermöglichen: die Einbettung in
wiederholte Interaktionen, in Netzwerke der Infor-
mationsweitergabe und in Institutionen unter-
schiedlicher Art (Recht, Normen, Pfänder usw.). Er
begründet zugleich Kompensationseffekte zwischen
verschiedenen Formen sozialer Einbettung.11
Eine soziale Einbettung wirtschaftlicher Trans-
aktionen verändert die Rahmenbedingungen unter
denen Akteure Entscheidungen über die Gestaltung
zwischenbetrieblicher Beziehungen treffen. Ange-
nommen wird, dass Akteure nicht allein die Kosten
einer singulären Transaktion kalkulieren, sondern
unter Berücksichtigung des sozialen Umfeldes und
im Hinblick auf die langfristigen Handlungsfolgen
entscheiden. Die jeweilige Wahl einer Handlungs-
option wird bestimmt durch die Spezifik der sozia-
len Einbettung einer Transaktion. Es sind ursäch-
lich die sozialen Strukturen der Einbettung die
Kooperation und deren Gestaltung erklären.12
Empirisch belegt werden konnten Reziprozitäts-,
Investitions- und Informationseffekte bislang vor
allem in Fallstudien und Experimenten (Lorenz
1988, Larson 1992, Uzzi 1996, Buskens/Weesie
2000). Im Unterschied dazu ließen sich in quantita-
tiven Studien kaum Einbettungseffekte nachweisen
(Blumberg 1998, Prosch 1999, Abraham 2000,
Kropp et al. 2001). In allen Untersuchungen besa-
ßen die Variablen der Einbettung gegenüber den
ökonomischen Merkmalen eine deutlich geringere
Erklärungskraft. Dennoch zeigen diese Studien,
dass Effekte der Einbettung wirtschaftlicher Trans-
aktionen keinesfalls negiert werden können und ein
um Einbettungsvariablen erweitertes Erklärungs-
modell zu besseren Vorhersagen führt.
2.3 Die Loyalitätstheorie Hirschmans:
Identifikation als Selbstbindung
Unbefriedigend bleiben strukturelle Erklärungen
wirtschaftlicher Organisationsformen jedoch nicht
nur aufgrund geringer empirischer Bestätigung.
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10 Vgl. dazu Voss 1985.
11 Vgl. ebenso Hart 1995, Weesie/Raub 1996.
12 Die höhere Einbettungsdichte innerhalb einer Region
ist dabei das zentrale Argument der Erklärung regionaler
Fokussierung von Kooperationsbeziehungen.
Eine weitere Ursache bildet die begrenzte Realitäts-
nähe ihrer Akteursannahmen. Einbettungseffekte
bleiben im theoretischen Bezugsrahmen der „Neu-
en Wirtschaftssoziologie“ das Ergebnis veränderter
Anreizbedingungen. Kooperation wird möglich,
weil die strukturellen Bedingungen Vertrauen in die
Einhaltung von Vereinbarungen rechtfertigen und
so den zu erwartenden Nutzen des Kooperierens er-
höhen. Einbettungseffekte resultieren also keines-
wegs aus der Orientierung der Akteure an den Wer-
ten einer Gemeinschaft. Dass die Akteure bereits
mit ihrer Sozialisation Werte und Normen interna-
lisieren und ihre Entscheidungen so zumindest un-
bewusst an diese gebunden sind, bleibt unberück-
sichtigt.
Die Erklärung regionbezogener Kooperation auf
der Grundlage eines realitätsnahen Akteursmodells
ermöglicht Hirschmans Loyalitätshypothese (Hirsch-
man 1974). Seine Theorie gründet auf der Annah-
me, dass Akteure fähig sind, Loyalität gegenüber
einer Organisation zu entwickeln. Diese verhindert
ein vollständig opportunistisches Verhalten gegen-
über der Organisation. Loyale Akteure sind statt-
dessen bereit, einer Organisation bei einer eintre-
tenden Verschlechterung der Bedingungen eine
zweite Chance zu gewähren. Loyalität führt für den
Akteur zu einer (unbewussten) Verteuerung der Ab-
wanderungsoption. Verringert sich die Abwan-
derungswahrscheinlichkeit, so hat das Verbleiben
eines Akteurs zudem Effekte auf den Bestand und
die Entwicklungsperspektive der Organisation.
Hirschmans Konzeption erweitert das Spektrum er-
klärender Faktoren substantiell. Sein Aufgreifen der
affektiv-evaluativen Dimension bindet Entschei-
dungsprozesse an kulturell geprägte Einstellungen,
Normen und internalisierte Werte der Akteure. Für
ihn sind es nicht allein die mit einer Handlungsop-
tion aktuell verbundenen Kosten oder längerfristige
Folgenabschätzungen, die Entscheidungen determi-
nieren. Stets wird die individuelle Wahrnehmung
von Nutzen- und Rationalitätskalkülen zugleich
durch die subjektiven und häufig unbewusst
bleibenden Bindungen der Akteure beeinflusst.
Grundsätzlich lassen sich die Annahmen der
Loyalitätstheorie Hirschmans auf die Erklärung re-
gionbezogener Kooperation übertragen, d.h. Ent-
stehung und Entwicklung regionaler Kooperations-
beziehungen können als Effekte raumbezogener
Loyalität erklärt werden.
Zusammenfassend ist festzuhalten: Erstens erklären
alle drei Ansätze die Entstehung von Kooperation
im Rahmen ihrer Modellannahmen. Während je-
doch für ökonomische Determinanten eine hohe
empirische Stabilität der Effekte ausgewiesen wer-
den kann, gilt dies für die Determinanten sozialer
Einbettung nur in begrenztem Umfang. Eine empi-
rische Prüfung von Loyalitätseffekten auf Entschei-
dungen innerhalb ökonomischer Tauschbeziehun-
gen ist nahezu vollständig ausgeblieben. Zweitens
wird deutlich, dass sich die Erklärungen von Ko-
operation in Folge unterschiedlicher Annahmen der
Theorien über Situations- und Akteursmerkmale
unterscheiden. In Abhängigkeit vom Umfang der
Einbeziehung realitätsnaher Merkmale von Ent-
scheidungssituation und Akteuren werden Entste-
hung und räumliche Struktur von Kooperation in
unterschiedlicher Weise – auf der Grundlage von
Transaktionskosten, von strukturellen Bedingungen
sowie der Bindung der Akteure – erklärt (vgl. Tab.
1).
Dass sich die Erklärungspotentiale der skizzierten
Ansätze ergänzen, ist als drittes Ergebnis festzuhal-
ten. Deutlich werden jedoch zugleich die Grenzen
der jeweiligen Theorien. Kooperationserklärungen
müssen unvollständig bleiben, wenn diese auf ein-
zelne Faktoren reduziert werden. Will man der
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Tabelle 1 Handlungstheoretische Ansätze der Erklärung regionbezogener Kooperation
Ansatz zur Erklärung von Kooperation Erklärende Faktoren Unabhängige Variablen
Transaktionskostentheorie Ökonomische Faktoren Transaktionskosten
Umfang spezifischer Investitionen
Unsicherheit und Komplexität der Transaktion
Häufigkeit und Umfang der Transaktion




Loyalitätstheorie Kulturelle Faktoren Bindungkognitive Bindung
affektiv-evaluative Bindung
normative Bindung
Komplementarität der Faktoren Rechnung tragen,
erweist sich ein komplexes, die einzelnen Ansätze
integrierendes Modell als unverzichtbar. In den fol-
genden Überlegungen zum Zusammenhang zwi-
schen der Identifikation eines Akteurs mit einer
Region und der Entstehung regionbezogener Ko-
operationsstrukturen wird deshalb von einem Mo-
dell ausgegangen, welches Kooperation als Effekt
aller drei Faktoren erklärt. Richtete sich das For-
schungsinteresse in der Vergangenheit vorrangig
auf Erklärungen des Zusammenwirkens von öko-
nomischen Determinanten und Faktoren sozialer
Einbettung, so liegt der Fokus in diesem Beitrag auf
dem Nachweis der Handlungswirksamkeit kultu-
reller Faktoren im Bereich der sozialen Organisa-
tion ökonomischer Tauschbeziehungen. Ziel ist es,
den über den Einfluss ökonomischer und struktu-
reller Determinanten hinausreichenden Effekt der
Identifikation von Unternehmern mit dem Arbeits-
und Lebensraum auf den Regionbezug von Koope-
ration nachzuweisen.
3. Kooperation und Identifikation –
ein erweitertes Erklärungsmodell
Werden Effekte kultureller Faktoren auf die Orga-
nisation ökonomischer Tauschbeziehungen inzwi-
schen kaum mehr infrage gestellt, so bedarf es ohne
Zweifel weiterer Klärung der konkreten Formen, in
denen sich der Zusammenhang von Wirtschaft, In-
stitutionen und Kultur realisiert (Kunz 2000). Die
besten Voraussetzungen für eine Eingrenzung des
Begriffs Kultur in einer Weise, die empirischer Ope-
rationalisierung und Prüfung zugänglich ist, bietet
ein Kulturverständnis, welches sich auf die Einstel-
lungen der Akteure orientiert. Indem kulturelle De-
terminanten als mikro-ökonomisch wirksame, kul-
turspezifisch geprägte Einstellungen der Akteure
verstanden werden, schließt unser Erklärungs-
modell an ein solches handlungstheoretisches Ver-
ständnis kultureller Determination wirtschaftlicher
Organisationsstrukturen unmittelbar an.
Fragen wir nach Anknüpfungspunkten für ein
Wirksamwerden kultureller Faktoren in der Orga-
nisation ökonomischer Tauschbeziehungen, so sind
es das Problem der Informationskosten und ferner
die Selektivität der Wahrnehmung, die Entschei-
dungsprozesse dem Einfluss kultureller Faktoren
öffnen. Kulturelle Faktoren beeinflussen die Höhe
der Koordinationskosten von Transaktionen und
verändern zugleich die Wahrnehmung der Hand-
lungsalternativen durch die Akteure. Kulturelle
Faktoren wirken auf die Rationalität der Wirt-
schaftsakteure sowohl in inhaltlicher als auch in
formaler Hinsicht. Sie beeinflussen die Inhalte und
die Gestaltung der Nutzenfunktion. Insbesondere
nehmen sie Einfluss auf die Gewichtung der Hand-
lungsziele. In formaler Hinsicht geht es um die
Ausprägung differenzierter instrumenteller Ratio-
nalitäten, etwa den Abbruch der Informations-
beschaffung bei Erreichen einer internen Zielvaria-
blen, wie sie in Simons Konzept des „satisficing“
formuliert ist (Simon 1983). Die Höhe der Koor-
dinationskosten wird durch „kulturelle Faktoren in
Form von Vertrauenseinstellungen und der Abwe-
senheit opportunistischer Handlungsorientierun-
gen“ (Kunz 2000: 205) maßgeblich mitbestimmt.
Indem sie als Ersatz für formelle Institutionen die-
nen, senken sie die Kosten von Transaktionen.
An diese Überlegungen anschließend wird argu-
mentiert, dass Identifikation mit einer Region den
Aufbau regionbezogener Kooperationsbeziehun-
gen fördert, indem sie – auf der Grundlage affek-
tiv-evaluativer und normativer Bindung der Ak-
teure – die situativen Handlungsanreize der
Akteure verändert und deren Handlungsmöglich-
keiten durch Bindung an spezifische Kooperations-
regeln zugleich erweitert und einschränkt (Grünin-
ger 2001, Weihrich 2002). Erwartet wird, dass
Identifikation die Ausbildung und Stabilisierung
eines spezifischen Systems formloser Koopera-
tionsregeln und damit eine partielle Substitution
formaler Institutionen ermöglicht. Identifikation
wirkt demnach in zweifacher Weise als Determi-
nante spezifischer regionbezogener Kooperations-
strukturen: Zum einen werden die Kosten jeweili-
ger Handlungsoptionen auf der Grundlage einer
durch Identifikation veränderten Nutzenfunktion
der Akteure wahrgenommen. Identifikation führt
über die Veränderung von Präferenzen zugleich zu
einer veränderten Wahrnehmung und Bewertung
der verfügbaren Handlungsalternativen, ihrer Res-
triktionen, Realisierungsmöglichkeiten und Nut-
zenpotentiale. Eine hohe Verbundenheit mit einer
Region hat eine relative Verteuerung der nicht auf
die Region bezogenen Handlungsoptionen zur Fol-
ge und erhöht damit die Wahrscheinlichkeit der
Wahl regionaler Angebote. Zum anderen ermög-
licht die Bindung von Akteuren an die Region über
die Zuschreibung gemeinsamer Werte und Interes-
sen und die Konstituierung einer Innen/Außendif-
ferenz die Vergabe von Vertrauen an Regionbe-
wohner (Hardin 1995). Identifikation fördert so
die Herausbildung vertrauensbasierter formloser
Kooperationsregeln, welche wiederum eine nor-
mative Fokussierung des Handelns auf die Region/
die Regionbewohner und damit regionbezogener
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Kooperationsstrukturen zur Folge haben.13 Abbil-
dung 1 zeigt das auf diese Annahmen aufbauende
Modell der Erklärung regionbezogener Koopera-
tion.
Wird die soziale Organisation von Tauschbezie-
hungen nicht allein durch ökonomische Faktoren
und die strukturelle Einbettung einer Transaktion,
sondern ebenso durch die Identifikation der Ak-
teure mit ihrem Arbeits- und Lebensraum determi-
niert, dann lassen sich zwischen Akteuren mit ei-
ner solchen Identifikation und solchen ohne sie
Unterschiede sowohl auf der Ebene der Wahl einer
governance structure als auch hinsichtlich der Ge-
staltung von Unternehmensbeziehungen erwarten.
Diese betreffen das ex ante- und ex post-Manage-
ment wirtschaftlicher Transaktionen ebenso wie
deren vertragliche Absicherung. Nicht zuletzt
dürften sich auch die räumlichen Strukturen der
Kooperationsbeziehungen beider Unternehmer-
gruppen unterscheiden. Wir folgen der Annahme,
dass eine Identifikation der Unternehmer mit der
Region vertrauensbasierte Kooperationsregeln ini-
tiiert, welche die Bedeutung formeller institutio-
neller Lösungen für das gesamte Kooperations-
management reduziert. Deshalb richtet sich die
empirische Prüfung unseres Erklärungsmodells
zum einen auf den Nachweis eines geringeren For-
malisierungsgrades des Kooperationsmanagements
von Unternehmern mit Identifikation und zum an-
deren auf die aus den Kosten- und normativen Ef-
fekten dieser Regeln resultierenden Differenzen
der räumlichen Strukturen von Kooperation. Die
Validität des Erklärungsmodells zum Zusammen-
hang von Identifikation und regionalem Bezug von
Kooperation soll anhand folgender Hypothesen14
geprüft werden:
(H1) Je stärker die Identifikation eines Unterneh-
mers mit der Region ist, desto weniger for-
mell werden die Kooperationsbeziehungen
geregelt (eine geringere Anzahl vereinbarter
Vertragsklauseln, weniger detaillierte Verein-
barungen, weniger formelle Regelungen der
Problemlösung).
(H2) Je stärker die Identifikation eines Unterneh-
mers mit der Region ist, desto umfassender
löst sich der Kooperationsalltag von den ver-
traglichen Vereinbarungen.
(H3) Je stärker die Identifikation eines Unterneh-
mers mit der Region ist, desto häufiger erfolgt
die Konfliktbewältigung ohne Rückgriff auf
externe formale Institutionen (z.B. Rechts-
anwälte, Gerichte).
(H4) Je stärker die Identifikation eines Unterneh-
mers mit der Region ist, desto häufiger sind
die Kooperationsbeziehungen auf die Region
bezogen.
4. Daten und Methode der Untersuchung
Die Annahmen über den Zusammenhang von Iden-
tifikation, Loyalität und Kooperation wurden in ei-
ner qualitativen Studie geprüft. Die Samplebildung
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Abb. 1 Das Erklärungsmodell
13 Vertrauensbasierte nicht formgebundene Kooperations-
regeln wirken in zweifacher Weise. Einerseits ermöglichen
sie eine partielle Substitution formgebundener Absiche-
rung von Kooperation und reduzieren so die Transak-
tionskosten. Andererseits gewährleistet ihr normativer
Charakter die Bereitschaft der sich mit einer Region iden-
tifizierenden Akteure zur Übernahme zusätzlicher Kosten
einer regionbezogen Kooperation.
14 Die Ergebnisdarstellung dieses Beitrages beschränkt
sich auf einen Ausschnitt des geprüften Hypothesensets.
hatte drei methodische Anforderungen zu erfüllen:
Erstens war zu gewährleisten, dass Unternehmer
mit und ohne regionbezogene Identifikation15 im
Sample enthalten sind. Zweitens waren die
Entscheidungsträger16 der jeweiligen Unternehmen
auszuwählen. Drittens sollte das Sample die Va-
rianz einer Reihe von Kontrollfaktoren gewährleis-
ten. Die Grundgesamtheit wurde deshalb in folgen-
der Weise abgegrenzt: Einbezogen wurden alle
klein- und mittelständischen Unternehmen der
Branchen „Chemische Industrie“, „Maschinenbau“
und „Elektrotechnik, Optik, Feinmechanik“ mit
Firmensitz im Freistaat Sachsen und einer Beschäf-
tigtenzahl von 10 bis unter 100 Mitarbeitern. Ins-
gesamt umfasst die so definierte Grundgesamtheit
932 Unternehmen.17
Für die Unternehmensauswahl wurden neun Seg-
mente (Kombination der Branchen und der admi-
nistrativen Gliederung des Freistaates) gebildet.
Die Auswahl von je acht Unternehmen aus jedem
der Segmente (n = 72) erfolgte per Zufallswahl.
Ausfälle in der Phase der Kontaktierung wurden
ergänzt, indem das in der alphabetischen Auf-
listung des jeweiligen Segments der Unterneh-
mensdatei nachfolgende Unternehmen einbezogen
wurde. Befragt wurden 67 von insgesamt 130 tele-
fonisch kontaktierten Unternehmern.18 Tabelle 2
zeigt die strukturelle Verteilung der Unternehmen
des Samples.19
Die Erhebung der empirischen Daten erfolgte mit-
tels leitfadenstrukturierter bandaufgezeichneter Ex-
perteninterviews20 und eines standardisierten Fra-
gebogens. In den zweistündigen Interviews wurden
die Unternehmer zu drei inhaltlichen Schwerpunk-
ten befragt: zum Unternehmen (Unternehmens-
geschichte, Produktprogramm, Wettbewerbssitua-
tion, Geschäftsentwicklung), zu einer wichtigen
Kooperationsbeziehung (Merkmale der Koopera-
tion, Partnersuche, Vertragsgestaltung, Ausgestal-
tung der Kooperation, zeitliche und soziale Einbet-
tung) sowie zur Region als Unternehmensstandort
(Standortfaktoren, Regionbindung, Gestaltung der
Unternehmensumwelt, Wahrnehmung sozialer Ver-
antwortung).21 Die Identifikation der Unternehmer
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Anzahl Anzahl Anzahl Anzahl
Chemische Industrie (DG) 5 8 6 19
Maschinenbau (DK) 7 8 8 23
Elektrotechnik, Optik, Feinmechanik (DL) 7 9 9 25
Summe 19 25 23 67
15 Zu trennen ist der in unserer Studie zu erbringende
Nachweis von Identifikationseffekten auf das Wirtschafts-
handeln von der weiterreichenden These zunehmender
Regionalisierung der Wirtschaft. Intensität und Umfang
einer solchen Ausrichtung wirtschaftlicher Handlungsstra-
tegien waren nicht Gegenstand der Studie. Für die Prüfung
der Regionalisierungsannahme ist der Datensatz aufgrund
der Zusammensetzung des Samples ungeeignet.
16 Die Interviews wurden mit den Geschäftsführern der
Untenehmen geführt. Diese waren in der Regel auch die
Eigentümer. Zur Vereinfachung wird der Terminus „Un-
ternehmer“ verwandt.
17 Basis: Unternehmensdatei der Bundesrepublik Deutsch-
land der Kreditauskunftei CREDITREFORM – August
1999.
18 In 38 Fällen wurde auf die Aufnahme eines Unterneh-
mens in das Sample verzichtet, insbesondere wenn die Ge-
schäftsführung außerhalb Sachsens lag, die Unterneh-
menstätigkeit vom zugeordneten Branchencode abwich
oder keine Kooperationsbeziehungen im Sinne unserer
Definition bestanden. Bezogen auf die Gesamtzahl der
Kontaktierungen lag die Verweigerungsquote bei 13 Pro-
zent (17 Unternehmen). Mit acht Unternehmern konnte
kein Termin für eine Befragung vereinbart werden.
19 Die Stichprobe ist sicherlich nicht repräsentativ für die
Wirtschaft in Deutschland. Geprüft werden jedoch gene-
relle Hypothesen, die sich grundsätzlich nicht auf be-
stimmte Raum-Zeitgebiete beziehen, weshalb eine solche
Repräsentativität nicht erforderlich ist. Eine detaillierte
Analyse der Variablenverteilung ist dennoch sinnvoll, um
zu ermitteln, ob alle Variablenwerte repräsentiert sind. Als
Ergebnis dieser Analyse halten wir fest: Wenn unsere Hy-
pothesen zutreffen, dann müssten sie mit der vorliegenden
Stichprobe bestätigt werden.
20 Verwendet wird hierbei ein Expertenbegriff, der Exper-
ten über die Funktion eines Akteurs innerhalb eines Sozi-
alsystems definiert; vgl. Meuser/Nagel 1994.
21 Die Interviewtexte wurden vollständig transkribiert
und einer computerunterstützten Auswertung unterzogen.
und der Inhalt der Kooperationsvereinbarungen
wurden mittels eines zweiteiligen standardisierten
Fragebogens erfasst. Der Fragebogenteil zum The-
menkomplex Identifikation mit der Region beinhal-
tete Fragen zur Identifikation, zum Regionbegriff,
zur Lebenszufriedenheit sowie zur Einbettung in so-
ziale Netzwerke. Der zweite Teil des Fragebogens
stellte Fragen zur Kooperationsvereinbarung (Art
des Vertrages, Regelungsumfang, Inhalte der Ver-
tragsverhandlungen). Zudem wurden mit dem Fra-
gebogen die soziodemographischen Daten der Un-
ternehmer erhoben. Ausgewertet wurden insgesamt
67 transkribierte Experteninterviews, 41 Datensät-
ze zum Inhalt von Kooperationsvereinbarungen
und 39 Datensätze zur Identifikation. Tabelle 3 gibt






5.1 Die Identifikation sächsischer Unternehmer
mit der Region
Aussagen über den Zusammenhang von regionbe-
zogener Identifikation und Handeln von Wirt-
schaftsakteuren setzen die Prüfung der Identifika-
tion mittelständischer Unternehmer mit der
Region, in welcher sie leben und ein Unternehmen
führen, voraus. Nach der Globalisierungsthese wä-
re zu erwarten, dass sich auf der Grundlage welt-
weiter wirtschaftlicher Verflechtungen und einer
zunehmenden Orientierung der Unternehmer auf
globale Märkte kleinräumige Bindungen bei Wirt-
schaftseliten abschwächen. In welchem Ausmaß
identifizieren sich Unternehmer in Sachsen nun
tatsächlich mit ihrer Wohnregion, mit Sachsen,
mit Ostdeutschland, der Bundesrepublik oder Eu-
ropa?
Abbildung 2 zeigt für alle mit Ausnahme der auf
Europa bezogenen Indikatoren hohe Werte. Für
den Indikator „Verbundenheit“22 liegen die Durch-
schnittswerte zwischen 4,13 für den Wohnort und
3,31 für Europa; für den Indikator „Stolz“23 liegen
sie geringfügig niedriger, nämlich zwischen 3,89 für
den Wohnort und 2,97 für Europa. Der höchste
Wert wird für den Indikator „Wohnzufriedenheit“
ermittelt. Die Rangfolge der Bezugsräume der Iden-
tifikation ist ungeachtet unterschiedlicher Bin-
dungsstärke für beide Indikatoren gleich: Auf dem
ersten Rang steht jeweils der Wohnort, gefolgt von
der Region, der Bundesrepublik, Ostdeutschland
und Europa. Bestätigt wird das als Nah-Fern-Hie-
rarchie beschriebene Phänomen: Akteure identifi-
zieren sich stärker mit den alltagsweltlich erfahr-
baren Bezugsräumen als mit großräumigen
Identifikationsangeboten.24 Die Ergebnisse decken
sich weitgehend mit den von Mühler und Opp
(2001) ermittelten Werten für die Bevölkerung in
Sachsen insgesamt. Übereinstimmend liegen die
Durchschnittswerte für die Verbundenheit über den
Werten für den Indikator „Stolz“. Ebenso sinkt
auch in der Gesamtbevölkerung das Ausmaß der
Identifikation mit der Zunahme der Raumgröße.
Lediglich die Identifikation mit Europa ist bei Un-
ternehmern graduell stärker ausgeprägt.
Für den Nachweis identifikationsbedingter Hand-
lungsfolgen reichen diese Angaben jedoch nicht
aus. Erforderlich ist vielmehr die Zuordnung der
einzelnen Unternehmer zu Gruppen mit graduell
unterschiedlicher Ausprägung regionbezogener
Identifikation. Um eine eindeutige Fallzuordnung
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Fragebogen zur Identifikation 67 39 58
Fragebogen zur Kooperationsvereinbarung 67 41 61
Verwendet wurde das Textanalyseprogramm winMax 98
pro; vgl. Kuckartz 1998.
22 Indikator: Wie stark fühlen Sie sich als Sachse etc.?
23 Indikator: Wie stolz sind Sie darauf, Sachse etc. zu
sein?
24 Die Mittelwertdifferenzen zwischen den auf die Kom-
mune bzw. Sachsen bezogenen und den für Europa ermit-
telten Indikatoren sind auf dem 0,01 Niveau statistisch
signifikant.
zu ermöglichen, wurde aus den Datensätzen der
quantitativen und qualitativen Erhebung eine Ag-
gregatvariable „Regionbezogene Identifikation“ ge-
bildet und deren Variablenwerte für jeden Unter-
nehmer bestimmt.25 Für diese Variable wird bei
drei von vier Unternehmern eine sehr starke oder
starke Identifikation ausgewiesen, bei etwa einem
Viertel der Unternehmer besteht eine solche Bin-
dung an die Region Sachsen nicht (vgl. Tab. 4). Die
Unternehmer des Samples können demnach zwei
Gruppen zugeordnet werden: 48 Unternehmer einer
Gruppe mit starker regionaler Raumbindung, die
übrigen 19 Unternehmer einer Gruppe mit geringer
regionbezogener Identifikation, dafür jedoch star-
ker überregionaler Bindung.
5.2 Die Kooperationen sächsischer Unternehmer
Im Folgenden wird nach den Konsequenzen der
Identifikation mit der Region für unternehmeri-
sches Handeln gefragt. Wie verändert sich die Ge-
staltung von Kooperation, wenn sich Akteure mit
einer Region identifizieren? Erwartet wurden Ver-
änderungen im ex ante-Management von Koope-
rationsbeziehungen, bei der Gestaltung der vertrag-
lichen Vereinbarung sowie im ex post-Management
einer Kooperationsvereinbarung. Anhand des Da-
tenmaterials soll gezeigt werden, dass es auf der
Grundlage von Identifikation zu einer partiellen
Substitution vertraglicher Absicherung durch nicht-
formgebundene Regeln kommt. Die nachfolgende
Darstellung wird sich auf zwei Aspekte beschrän-
ken: auf die vertragliche Absicherung von Koope-
ration und den Umgang mit Kooperationsproble-
men.
5.2.1 Die vertragliche Absicherung
von Unternehmenskooperationen
Kooperationen werden durch zwei Drittel aller Un-
ternehmer mittels langfristiger Kooperationsverträ-
ge abgesichert. Jedes dritte Unternehmen verzichtet
jedoch auf eine langfristige vertragliche Fixierung
der Zusammenarbeit. Unternehmer mit regionbezo-
gener Identifikation unterscheiden sich bezüglich
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Abb. 2 Das Ausmaß regionbezogener Identifikation sächsischer Unternehmer (5 stufige Skala, N = 39)
Tabelle 4 Die Stärke regionbezogener Identifikation bei Unternehmern in Sachsen
Unternehmer Regionbezogene Identifikation
sehr stark stark mittel gering Summe
Anzahl 13 35 10 9 67
in Prozent 20 52 15 13 100
Anzahl 48 19 67
in Prozent 72 28 100
25 Die Aggregatvariable „Regionbezogene Identifikation“
basiert auf den Indikatoren der standardisierten Befragung
und den beiden Indikatoren regionbezogener Identifika-
tion aus den Expertengesprächen („Wie stark fühlen Sie
sich mit der Region verbunden?“ und „Wie stolz sind Sie
darauf, Sachse zu sein?“). Differierten die Variablenwerte,
so wurden die Werte der Aggregatvariablen ermittelt, in
dem die Projektmitarbeiter auf der Grundlage einer kom-
plexen Fallbetrachtung einen Konsens über die Einstufung
herstellten.
der Absicherung ihrer Kooperationsbeziehungen
nicht von Unternehmern ohne Identifikation. In
den Fällen, in denen auf eine vertragliche Absiche-
rung der Zusammenarbeit verzichtet wird, wird
dieser Verzicht jedoch vorrangig mit der Region-
zugehörigkeit der Akteure und der Identifikation
der Unternehmer begründet:
„Wenn ich jemanden habe, der hier wohnt, oder ich weiß,
der hat sein Haus 300 Meter weiter, dann ist das etwas an-
deres, als wenn ich mit anonymen Leuten zu tun habe.“
(D-DG-14)
„Ist es jemand von hier, dann weiß ich, was das für eine
Firma ist. Die kenne ich dann . . . und dort gehe ich groß-
zügiger ran. Das bezieht sich aber nur auf Firmen aus der
Region.“ (C-DL-117)
Kooperationen profitieren demnach zumindest ge-
legentlich von Handlungsmöglichkeiten, die sich
aus der Zugehörigkeit der Partner zur Region erge-
ben. Insgesamt zeigen die Daten jedoch, dass Unter-
nehmern wenig Raum zum Verzicht auf eine ver-
tragliche Absicherung ihrer Kooperationen bleibt.
Signifikante Unterschiede im Ausmaß der formalen
Absicherung sind für das Kriterium „Vertragsver-
zicht“ nicht sichtbar.
Im zweiten Schritt sollten Unterschiede in der Aus-
gestaltung vertraglicher Vereinbarungen aufgedeckt
werden. Geprüft wurde, ob Unternehmer mit Iden-
tifikation ihre Kooperationen weniger häufig durch
schriftliche Verträge absichern und ob dies mit
Partnern in der Region häufiger der Fall ist als mit
nicht regionansässigen Unternehmen. Beide Fragen
müssen verneint werden, es besteht kein signifikan-
ter Zusammenhang zwischen der Identifikation der
Unternehmer und einer schriftlichen Vertragsgestal-
tung. Gleiches gilt für die Frage der Regionzuge-
hörigkeit des Kooperationspartners. Die Unterneh-
mergruppen unterscheiden sich somit weder
hinsichtlich der vertraglichen Sicherung einer Ko-
operation noch der schriftlichen Fixierung der Ver-
träge. Des Weiteren wurde angenommen, dass
Identifikation den zur Absicherung einer Koope-
ration erforderlichen Regelungsumfang reduziert.
Die Aussagen zum Regelungsumfang und zur Ver-
tragsgestaltung stützen diese Annahme. Der Bedarf
nach vertraglichen Vereinbarungen steigt sowohl in
Abhängigkeit von wirtschaftlichen Faktoren und
rechtlichen Anforderungen als auch infolge räumli-
cher und struktureller Einbettung der Kooperation:
Der Regelungsbedarf wächst bei Zunahme der
räumlichen Distanz zum Partner, beim Fehlen per-
sonaler Netzwerke sowie bei fehlender gemein-
samer Kooperationserfahrung. Wiederum gilt für
einzelne Unternehmer, dass aus ihrer Identifikation
mit der Region die Bereitschaft erwächst, auf um-
fangreiche vertragliche Vereinbarungen zu verzich-
ten. Auf der Basis der Fragebögen ist eine Differen-
zierung der Kooperationsverträge jedoch nicht zu
ermitteln. Während die Vereinbarungen von Unter-
nehmern mit Identifikation im Durchschnitt 15 von
31 Klauseln26 enthielten, waren es bei Vereinbarun-
gen von Unternehmern ohne Identifikation 12
Klauseln. Entgegen einzelner Ergebnisse der quali-
tativen Analyse ist davon auszugehen, dass sich der
Regelungsumfang der Kooperationsverträge zwi-
schen beiden Teilgruppen nicht grundlegend unter-
scheidet. Eine Reduzierung des Regelungsumfanges
bei Identifikation des Unternehmers und Region-
zugehörigkeit des Kooperationspartners bildet die
Ausnahme. Die Praxis, Kooperation unabhängig
von der Herkunft des Partnerunternehmens formell
zu vereinbaren und in gleichem Umfang zu regeln,
wird hierdurch nicht infrage gestellt.
Ob Kooperationen bei Unternehmern mit Identifi-
kation stärker auf nichtvertraglichen Formen der
Absicherung beruhen, wurde letztlich geprüft, in-
dem die wahrgenommenen Funktionen der Verträ-
ge analysiert wurden. Erwartet wurde, dass die Si-
cherungsfunktion eines Vertrages für Unternehmer
mit Identifikation eine geringere Bedeutung besitzt.
Diese Annahme wurde bestätigt. Während drei von
fünf Unternehmern ohne Identifikation die Bedeu-
tung des Vertrages in der Absicherung der Unter-
nehmensbeziehung sehen, messen in der Gruppe
der sich identifizierenden Unternehmer nur zwei
von fünf Unternehmern dieser Funktion ein beson-
deres Gewicht bei. Überdurchschnittlich häufig er-
füllt ein Vertrag hier die Funktion einer gemeinsam
erarbeiteten Leistungsbeschreibung und eines inter-
nen Organisationsmittels.
Insgesamt lassen sich im Hinblick auf die vertragli-
chen Vereinbarungen lediglich geringe Differenzen
ausweisen: Kooperationen von Unternehmern ohne
Identifikation bedürfen prinzipiell formeller Absi-
cherung durch vertragliche Vereinbarungen. Identi-
fizieren sich Unternehmer mit der Region, so sind
sie auf eine solche Absicherung in geringerem Maße
angewiesen. Ausdruck dessen ist zum einen ein voll-
ständiger Verzicht auf eine Absicherung. Zum an-
deren wird dies in der wahrgenommenen Bedeu-
tung der Vereinbarungen selbst dann deutlich,
wenn eine Kooperation zwischen den Unternehmen
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26 Gefragt wurde, welche der 31 vorgegebenen Vertrags-
klauseln (Partnerbeiträge, Einbeziehung Dritter, Infor-
mationsaustausch, Regelung des Projektendes und der
Projektkosten, Vereinbarung von Eigentumsrechten, Ge-
heimhaltung und Formen der Konfliktlösung) Bestandteil
der abgeschlossenen Kooperationsvereinbarung waren.
vertraglich geregelt ist. Die Hypothese H1 wird
dennoch nicht bestätigt. Regionbezogene Identifi-
kation verändert die Wahrnehmung von Entschei-
dungssituationen nicht derart, dass ein Verzicht auf
die vertragliche Absicherung von Unternehmens-
beziehungen möglich wird. Die Unterschiede zwi-
schen den Unternehmergruppen kommen in der
Umsetzung der vertraglichen Vereinbarung im All-
tagsmanagement der Kooperation dennoch zum
Tragen. Identifikation ermöglicht Unternehmern
auf der Grundlage alternativer Sicherungsmöglich-
keiten einen weitaus höheren Grad der Ablösung
des Kooperationsalltags von der vertraglichen Ver-
einbarung, ein höheres Maß informeller Regelun-
gen und damit eine Reduzierung der Kosten. Dies
soll im folgenden Abschnitt für den Umgang mit
Kooperationsproblemen gezeigt werden.
5.2.2 Der Umgang mit Kooperationsproblemen
In allen Kooperationen treten mehr oder weniger
gravierende Probleme auf. Hauptsächlich entstan-
den diese bei der Gewährleistung von Terminen,
der Sicherung der Qualität der Leistungen sowie
bei der Erfüllung der Anteile gemeinsamer Auf-
gaben. Grundlegende Unterschiede hinsichtlich des
Auftretens von Kooperationsproblemen lassen sich
zwischen den Unternehmergruppen nicht ausma-
chen. Lediglich die Organisation der gemeinsamen
Arbeit scheint in Kooperationen von Unternehmern
ohne Identifikation häufiger Konfliktpotential in
sich zu bergen.
Worin unterscheidet sich nun das Problemmanage-
ment beider Unternehmergruppen und lässt sich da-
bei die Hypothese der Ausbildung formloser Regeln
auf der Grundlage von regionbezogener Identifi-
kation erhärten? Zunächst wird betrachtet, wie Un-
ternehmer auftretende Probleme im Allgemeinen
lösen. Übereinstimmend ist Information und Kom-
munikation der wichtigste Schritt einer Problem-
lösung. Ausnahmslos gilt, Miteinanderreden ist die
erste Pflicht des Unternehmers.
„Das Reden ist nicht das eine, das ist das Wichtigste. Ganz
einfach.“ (L-DG-12)
„Genauso müssen sie dem Partner sagen können, diese
Lösung gefällt mir nicht. Oder das Geschäft ist nicht gut
gelaufen. . . . Über ein Problem zu reden ist manchmal
schwer. Gutes ist ganz leicht zu sagen, Schlechtes ist
schwer zu sagen. Dass müssen sie aber können. Und das
ist also der erste Punkt: Man muss über solche Sachen
reden. Wenn Sie diese Hürde überwunden haben, dann
haben Sie es nämlich schon so weit offen gelegt, dass
Sie auch eine Lösung finden werden. Und deswegen
ist das Miteinanderreden der allerwichtigste Punkt.“
(D-DK-124)
Die Bereitschaft zur Kompromisssuche bildet eine
zweite Norm unternehmerischen Handelns in Pro-
blemsituationen. Ziel ist eine sachgerechte Problem-
lösung im Interesse der Kooperationsaufgabe. Eine
Lösung liegt im gemeinsamen Interesse und wird
ggf. unter Neuverteilung der Partnerbeiträge ange-
strebt. Vertraglich fixierte Vereinbarungen sind in
Problemsituationen zu vernachlässigen. Erst nach ei-
ner Problemlösung werden entstandene Kosten auf
die Partner verteilt und die formalen Regelungen der
Zusammenarbeit fortgeschrieben. Weder ein Rück-
griff auf die Vereinbarung noch die Ausweitung der
Kontrolle gelten als angemessene Reaktionen in Pro-
blemsituationen. Die Bewältigung von Problemen
basiert damit häufiger auf Vertrauen als auf forma-
len vertraglichen Vereinbarungen. Kooperations-
beziehungen werden gerade in Konfliktsituationen
nicht durch Verträge, sondern durch reziproke Ver-
haltenserwartungen und Vertrauen stabilisiert.
Dass Probleme nicht immer durch Kompromisse
gelöst werden können, zeigt die Durchsetzung fi-
xierter Ansprüche auf der Grundlage von Hierar-
chien ebenso wie die Sanktionierung von Partnern.
Die Vielfalt möglicher Lösungen zwischen kom-
munikativer Kompromissfindung und sanktionie-
render Wahrung des Eigeninteresses führt zur Frage
nach den Bedingungen vertrauensbasierter Pro-
blemlösungen. Zu diesen Bedingungen zählt eine
dauerhafte Zusammenarbeit ebenso wie die Nut-
zenerwartung und die regionale Bindung. Im Sank-
tionsverhalten waren deshalb deutliche Unterschie-
de zwischen den Unternehmergruppen zu erwarten.
Zur Prüfung wurde nach dem Grad der Ausschöp-
fung vertraglich vereinbarter Sanktionsmöglichkei-
ten und den Bedingungen für die Gewährung von
Kulanz gefragt. Die Daten verweisen auf zwei un-
terschiedliche Überlegungen. Einerseits ist die Wahl
von Kulanz oder Sanktionierung Ergebnis bestehen-
der Machtasymmetrien. Die Durchsetzung von
Sanktionen ist eine Machtfrage. Andererseits be-
ruht die Entscheidung über Sanktionen auf der Be-
wertung der Kosten einer Sanktionierung und dem
Nutzen weiterer Kooperation. Dabei sind die in die
Kalkulation einfließenden Faktoren vielfältig. Ku-
lanz ist in ganz wesentlichem Umfang an eigene po-
sitive Erfahrungen mit dem Kooperationspartner
gebunden. Gegenüber dem zu erwartenden Nutzen
besitzen die mit einem Partner gemachten Erfah-
rungen ein weitaus größeres Gewicht. Selbst die
Anwendung von Sanktionen erscheint vor allem
durch eigene negative Erfahrungen gerechtfertigt.
„Ich glaube, ein langjähriger Kunde ist irgendwie ein
Faustpfand. Man kennt sich. Man spricht miteinander.
Und man hat ganz andere Beziehungen.“ (L-DG-011)
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„Wer übt denn mit mir Nachsicht? Ich hab also noch nie
erlebt, dass jemand mit mir in irgendeiner Weise Nach-
sicht geübt hat, letzten Endes sieht jeder nur seinen Vor-
teil. Da wird also die Keule rausgeholt und da wird drauf-
geschlagen auf denjenigen . . . mit aller Gewalt und mit
aller Brutalität, die eben möglich ist. Also, ich meine, auf
legalem Wege.“ (L-DL-092)
Kennzeichnend für den Umgang mit Konflikten, so
lässt sich ein erstes Fazit ziehen, sind eine Reihe
formloser Kooperationsregeln: die grundsätzliche
Suche nach internen Lösungen auf der Grundlage
von Vertrauen, die Suche nach sachgerechten Pro-
blemlösungen im Interesse der Aufgabenstellung,
die Präferenz von Kompromiss- und Kulanzlösun-
gen gegenüber der Anwendung von Sanktionen, die
Ausrichtung am Verhalten des Partners (Rezipro-
zitätsstrategie) und die Nachrangigkeit der forma-
len Regelungen des Kooperationsvertrages.
Die Zahl ernster Auseinandersetzungen zwischen
Kooperationspartnern wird durch einen konsens-
orientierten Problemumgang erheblich reduziert.
Zu analysieren ist im Folgenden jedoch, wie Unter-
nehmer (re)agieren, wenn sich Konflikte nicht auf
dem präferierten Weg beziehungsinterner Interes-
senvermittlung lösen lassen. Untersuchungen ver-
weisen auf zwei Varianten der Einbeziehung
externer Dritter in die Lösung von Kooperations-
problemen: auf eine formelle Variante der Einbezie-
hung von Rechtsinstanzen und eine informelle Va-
riante der Weitergabe von Information über
Voice-Netzwerke (Raub/Weesie 1990, Blumberg
1998).
Die Frage nach dem Nutzen einer Problemlösung
über externe Institutionen wird übereinstimmend
beantwortet. Die Übertragung von Problemen auf
Schlichter, Anwälte und Gerichte ist die ultima ra-
tio. Eine Problemlösung durch externe Institutionen
beschädigt das Vertrauen zwischen den Partnern
unwiederbringlich. Werden externe Instanzen ein-
bezogen, so bedeutet dies in aller Regel das Ende ei-
ner Kooperation. Es gibt jedoch einen zweiten
Grund für den Verzicht auf eine Externalisierung.
Eine wesentliche Ursache für die Ablehnung ge-
richtlicher Problemlösungen liegt in den Kosten der
Institution Recht. Zudem birgt eine unabhängige
Entscheidungsinstanz stets ein zusätzliches Risiko-
potential. Letztlich gilt für die Inanspruchnahme
der Institution Recht die Regel, dass diese einen
Nutzen für das Unternehmen versprechen muss.
Die Inanspruchnahme von Anwälten und Gerichten
erfolgt damit immer bereits mit dem Ziel der
Wahrung des Eigeninteresses. Eine juristische Pro-
blemlösung wird nicht mehr mit Blick auf die Fort-
setzung der Zusammenarbeit angestrebt. Aus
Kooperationspartnern werden vor Gericht eigen-
interessierte Parteien. Dabei schädigen juristische
Auseinandersetzungen den Ruf eines Unternehmers
erheblich. Unabhängig vom Ausgang entstehen ne-
gative Externalitäten für bestehende und künftige
Unternehmensbeziehungen. Gegen die Einbezie-
hung von Anwälten und die Anrufung von Gerich-
ten sprechen nicht zuletzt die von Unternehmern
mit ihrer Tätigkeit verbundenen Werte. Die Über-
zeugung, Kooperationsprobleme nicht vor den
Schranken von Gerichten zu klären, ist Unterneh-
mern in Sachsen selbstverständlich. Juristische
Konfliktbewältigung bildet das letzte Mittel unter-
nehmerischen Handelns. Der Nutzen formeller ver-
traglicher Absicherungen einer Zusammenarbeit
wird dadurch deutlich eingeschränkt. Gekennzeich-
net sind Kooperationsbeziehungen so durch eine
Diskrepanz zwischen dem allgemeinen Interesse an
formaler vertraglicher Absicherung und der gerin-
gen Bedeutung, die der Durchsetzung rechtlich gesi-
cherter Ansprüche beigemessen wird.
Eine zweite Möglichkeit des Umganges mit Koope-
rationsproblemen besteht in der Informationswei-
tergabe über Voice-Netzwerke. Die Strategie der
Problemlösung über Voice-Netzwerke ist unter
sächsischen Unternehmern umstritten. Während
die Weitergabe von Informationen als Reaktion ei-
nes Unternehmers auf eine konkrete Anfrage als
Selbstverständlichkeit, als verpflichtende Regel an-
gesehen wird, findet eine ungefragte Weitergabe
wenig Akzeptanz. Die Streuung von Informationen
innerhalb von Geschäftsbeziehungen sei zwar
denkbar, verstoße jedoch gegen das Fairnessgebot.
Die Mehrheit der Unternehmer lehnt deshalb die
aktive Weitergabe von Informationen ab. Jedoch
gewährleistet bereits die Norm der Informations-
weitergabe bei Anfragen eine nicht unerhebliche
Sanktionsdrohung gegenüber potentiellen Verlet-
zungen von Kooperationspflichten. Über Erfahrun-
gen mit dieser Praxis verfügt ein großer Teil der
Unternehmer.
Kennzeichnend für den Umgang mit Konflikten in
Kooperationsbeziehungen sind damit nicht nur die
bereits genannten Merkmale. Geprägt wird das
Konfliktmanagement der Unternehmer darüber hi-
naus ganz wesentlich durch die Minimierung des
Rückgriffs auf formale externe Institutionen und ei-
nen weitgehenden Verzicht auf Lösungsstrategien
unter aktiver Nutzung von Voice-Netzwerken. In-
wieweit ist jedoch das Problemmanagement von
der Identifikation der Unternehmer abhängig? Die
geringen Differenzen im Umgang mit Koopera-
tionsproblemen ließen zunächst erwarten, dass Pro-
bleme nicht grundlegend unterschiedlich bearbeitet
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und gelöst werden. Diese Erwartung wird durch die
Daten jedoch nur zum Teil bestätigt (vgl. Tab. 5).
Für beide Unternehmergruppen gilt, dass zur Lö-
sung von Kooperationsproblemen zunächst in je-
dem Fall das klärende Gespräch zwischen den Part-
nern gesucht wird. Ebenso kennzeichnet die Suche
nach Kulanzlösungen das Handeln beider Gruppen.
Jeweils etwa die Hälfte der Unternehmer benennt
als anzustrebende Lösung die Übereinkunft auf der
Basis von Kulanz. Unterschiede im Umgang mit
Konflikten finden sich, wenn Gespräche erfolglos
bleiben und Kulanzlösungen nicht zustande kom-
men. Dann greifen Unternehmer ohne Identifika-
tion allerdings doppelt so häufig zu Sanktionen wie
Unternehmer mit Identifikation. In der ersten
Gruppe schöpft jeder zweite Unternehmer die ver-
einbarten Sanktionen aus. Hingegen sanktioniert le-
diglich jeder vierte Unternehmer, der sich mit der
Region identifiziert, im Falle der Nichterfüllung
von Vereinbarungen. Unternehmer ohne Identifika-
tion sind im Verhältnis zu Unternehmern mit Iden-
tifikation nicht nur häufiger bereit, Sanktionen
gegenüber ihren Kooperationspartnern durchzuset-
zen, sie setzen zugleich in stärkerem Maße auf ex-
terne Institutionen zur Sicherung ihrer Interessen.
Scheitern interne Versuche der Problemlösung, so
wäre immerhin die Hälfte der Unternehmer ohne
Identifikation bereit, ihre Interessen durch Anwälte
wahrnehmen zu lassen oder Konflikte vor ein Ge-
richt zu bringen. Im Unterschied dazu ist nur jeder
Fünfte der Unternehmer mit Identifikation bereit,
seine Ansprüche auch vor Gericht durchzusetzen.
Die Größenverhältnisse kehren sich um, wenn die
Strategie der Informationsweitergabe über die
Voice-Netzwerke betrachtet wird. Während diese
Möglichkeit für Unternehmer ohne Identifikation
nahezu bedeutungslos ist, bildet die Weitergabe von
Informationen über den Partner für ein Viertel der
sich identifizierenden Unternehmer eine Hand-
lungsoption in Konfliktsituationen.
Zugleich wird die Hypothese der Substitution for-
meller und mit hohen Kosten verbundener Institu-
tionen durch kostengünstige formlose Arrange-
ments bestätigt. Aufgrund ihrer Einbindung in die
Region besitzen sich identifizierende Unternehmer
in ihren Voice-Netzwerken ein Drohpotential, über
welches Unternehmer ohne Identifikation nicht ver-
fügen. Für die sich identifizierenden Unternehmer
reduziert sich mit der Möglichkeit, zur Konfliktlö-
sung auf Voice-Netzwerke zurückgreifen zu kön-
nen, die Attraktivität der Option, Konflikte unter
Einbeziehung von Anwälten und Gerichten aus-
zutragen. Umgekehrt bleibt Unternehmern bei
fehlender Einbettung keine andere Wahl, als ihre
Interessen über formal gesetztes Recht unter In-
kaufnahme der damit verbundenen Kosten zu ver-
folgen. Wird in Rechnung gestellt, dass eine über
Anwälte oder vor Gericht erfolgende Klärung von
Kooperationsproblemen in der Regel die Beendi-
gung der Zusammenarbeit nach sich zieht, dann er-
wachsen den Unternehmern mit Identifikation aus
der exklusiven Verfügbarkeit von Voice-Netzwer-
ken zusätzlich Vorteile hinsichtlich der Koopera-
tionsstabilität.
Die Darstellung vervollständigen soll ein Blick auf
die Nutzung der Option eines Kooperations-
abbruchs. Die Möglichkeit, eine Zusammenarbeit
in Konfliktsituationen zu beenden, wird selten ver-
traglich festgeschrieben. Am Beginn einer Koope-
ration sind Unternehmer sicher, alle Probleme im
Rahmen der Kooperation bewältigen zu können.
Entstehen zwischen den Partnern zu einem späteren
Zeitpunkt ernsthafte Konflikte, zeigt sich, dass der
vertraglich vereinbarte Rahmen zu deren Lösung
nicht ausreicht. Letztlich führten ernsthafte Kon-
flikte stets zur vorzeitigen Beendigung der Koope-
ration. Inwieweit einem Beziehungsabbruch als
Mittel der Konfliktlösung tatsächlich Bedeutung
beigemessen wird, ist aufgrund der Daten schwer
einzuschätzen. Erscheint die Realisierung der Ko-
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Tabelle 5 Bearbeitung von Konflikten







Anteil in Prozent Anteil in Prozent N = 58
Klärende Gespräche 100 100 nicht signifikant
Kulanzlösungen 41 41 nicht signifikant
Durchsetzung von Sanktionen 27 53 *
Streitschlichtung mittels externer Institutionen 20 47 *
Informationsweitergabe über Voice-Netzwerke 24 6 **
1 Signifikanzkriterium: * < .10; ** < .05.
operationsaufgabe gesichert, sind Abbruchüber-
legungen ohne Relevanz. Abbruchüberlegungen
sind zudem keineswegs eine Folge auftretender Pro-
bleme, sie resultieren vielmehr aus einem unzurei-
chenden Problemmanagement. Kooperationen zer-
brechen nicht an ungelösten Problemen, sondern an
zerstörtem Vertrauen. Sind Konflikte erst einmal in
einer Weise eskaliert, die einvernehmliche Problem-
lösungen nicht mehr zulässt, wird also das Interesse
an einer Kompromisslösung durch die Verfolgung
divergierender Unternehmensinteressen abgelöst,
dann gewinnt die Abbruchoption schlagartig einen
völlig veränderten Stellenwert: Der Abbruch einer
Beziehung wird gegenüber anderen Handlungsmög-
lichkeiten präferiert. Formelle vertragliche Rege-
lungen verlieren dabei jegliche Bedeutung. Ist das
Vertrauen zerstört, so helfen vertragliche Bindun-
gen nicht weiter.
Wiederum unterscheiden sich Unternehmer mit
Identifikation von denen ohne Identifikation. Wird
in der ersten Gruppe der Abbruch einer Koopera-
tion gegenüber der Möglichkeit eines Rechtsstreites
bevorzugt, so wählen Unternehmer ohne Identifika-
tion eher den Gang vor den Richter. Worin sich die
Strategien beider Gruppen unterscheiden, ist wie-
derum der Umfang, in welchem die jeweiligen Un-
ternehmensinteressen durchgesetzt werden sollen.
Während Unternehmer mit Identifikation auf die
Wahrung ihrer Ansprüche verzichten, ist dies bei
Unternehmern ohne Identifikation nicht der Fall.
Nach dem Scheitern einer Kooperation folgt die Be-
endigung der Zusammenarbeit unterschiedlichen
Regeln. Gilt für Unternehmer mit Identifikation die
Regel eines „stillen“ Kooperationsabbruchs, so ori-
entieren sich Unternehmer ohne Identifikation auf
die Durchsetzung bestehender Ansprüche und ver-
zichten hierbei nicht auf die Inanspruchnahme for-
meller Institutionen. Folgerichtig unterscheiden sich
die Effekte, die sich aus einem Kooperations-
abbruch für andere Kooperationen eines Unterneh-
mens ergeben. Während ein Rechtsstreit häufig die
Reputation eines Unternehmens massiv schädigt,
beeinträchtigt ein stillschweigender Beziehungs-
abbruch die Vertrauensbasis anderer Kooperations-
beziehungen in der Regel nicht.
Fassen wir die Ergebnisse noch einmal mit Blick auf
die Hypothesen zusammen. Ohne grundlegende
Gemeinsamkeiten im Umgang mit Problemen un-
terzubewerten, kann die Frage nach Effekten re-
gionbezogener Identifikation auf die Gestaltung
des Konfliktmanagements mittelständischer Unter-
nehmer bejaht werden. Selbst wenn sich das
Konfliktmanagement auf den ersten Blick nicht
unterscheidet, beide Gruppen präferieren interne
Konfliktlösungen, treten Unterschiede im Umgang
mit Kooperationsproblemen beim Scheitern ver-
trauensbasierter Problemlösungen deutlich hervor.
Identifizieren sich Unternehmer mit der Region, so
setzen diese in geringerem Umfang auf externe for-
melle Institutionen der (juristischen) Problemlö-
sung. Unterschiede im Grad der Einbettung in re-
gionbezogene soziale Beziehungen haben Effekte
auf die zur Verfügung stehenden Möglichkeiten der
Konfliktlösung. Die Nutzung von Voice-Netzwer-
ken bleibt auf die Gruppe der sich identifizierenden
Unternehmer beschränkt. Unternehmer mit Identi-
fikation verzichten häufiger auf Sanktionen und
nehmen vertraglich vereinbarte Ansprüche gegen-
über Kooperationspartnern seltener wahr. Sie erhal-
ten sich damit jedoch ihre Reputation für künftige
Kooperationen. Zum einen belegen die Ergebnisse
somit den defizitären Charakter einer lediglich for-
malen Absicherung von Kooperation. Empirische
Unterstützung finden zum anderen die Annahme
der Verdrängung kostenintensiver formaler Institu-
tionen durch formlose Regeln mit geringeren Kos-
ten und die Annahme der Abhängigkeit dieser Re-
geln von einer Identifikation der Unternehmer mit
der Region.
5.2.3 Der Regionbezug identifikationsbasierter
Kooperationsstrukturen
Fragen wir zusammenfassend nach der Gültigkeit
des verwendeten theoretischen Modells zur Erklä-
rung spezifischer regionbezogener Kooperations-
beziehungen. Erstens besteht offenkundig ein
Zusammenhang zwischen der Identifikation von
Unternehmern mit der Region und dem Auftreten
modelladäquaten Handelns. Unternehmer mit re-
gionbezogener Identifikation unterscheiden sich
hinsichtlich der untersuchten Handlungsaspekte
des ex post-Managements deutlich von Unterneh-
mern ohne eine solche Identifikation (vgl. Tab. 6).
Die empirischen Befunde bestätigen die Validität
des angenommenen Zusammenhanges zwischen
einer regionbezogenen Identifikation von Wirt-
schaftsakteuren und der Veränderung ihres Wirt-
schaftshandelns.
Zweitens führen die auf einer Identifikation der Un-
ternehmer basierenden Entscheidungen tatsächlich
zu einem stärkeren Regionbezug der Unternehmens-
kooperation mittelständischer Unternehmer, zur
Entstehung regionbezogener Kooperationsbeziehun-
gen (Hypothese H5). Zum einen zeigt dies die Loka-
lisierung der wichtigsten Kooperationspartner der
Unternehmen (vgl. Abbildung 3). 56 Prozent der sich
mit der Region identifizierenden Unternehmer fin-
den den wichtigsten Kooperationspartner innerhalb
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der Region. Hingegen hat nur jeder dritte Unterneh-
mer ohne Identifikation seinen wichtigsten Koope-
rationspartner innerhalb der Region. Einen noch
stärkeren Regionbezug weisen die Unternehmens-
netzwerke auf.27 Besteht eine Identifikation des Un-
ternehmers, so sind die Kooperationsnetzwerke na-
hezu ausschließlich (in sieben von acht Fällen) auf
die Region fixiert. Demgegenüber konnte lediglich
ein regionbezogenes Kooperationsnetzwerk nach-
gewiesen werden, wenn keine Identifikation seitens
des Unternehmers bestand.28
Beide Ergebnisse belegen die Validität des Er-
klärungsmodells: Identifikation wirkt als Determi-
nante spezifischer Kooperationsstrukturen, indem
formlose Kooperationsregeln initiiert werden, wel-
che wiederum eine regionbezogene Fokussierung des
Handelns und regionbezogene Kooperationsstruktu-
ren zur Folge haben. Damit ist der Nachweis ange-
treten, dass regionbezogene Kooperationsbeziehun-
gen nicht allein als Resultat der Effizienz räumlicher
Nähe angesehen werden können, sondern dass die
aus spezifischen regionbezogenen Kooperations-
regeln folgenden Restriktionen ebenso maßgeblich
zu ihrer Entstehung und Stabilisierung beitragen.
Regina Metze und Jürgen Schroeckh: Regionbezogene Identifikation und ökonomische Tauschbeziehungen 413












Absicherung durch Rahmenverträge 63 77 nicht signifikant
Vertraglicher Regelungsumfang Indifferent nicht signifikant
Absicherungsfunktion von Verträgen 44 59 nicht signifikant
Ablösung des Kooperationsalltags von
vertraglichen Regelungen
45 20 *




Nutzung von Voice-Netzwerken 24 6 **
1 Angaben bezogen auf jeweils gültige Fälle.
2 Angaben bezogen auf jeweils gültige Fälle.
3 Signifikanzkriterium: * < .10; ** < .05.
Abb. 3 Lokalisierung des jeweils wichtigsten Kooperationspartners und räumliche Fokussierung der Kooperations-
netzwerke
(Angaben in Prozent, N = 58 bzw. N = 12)
27 Unternehmensnetzwerke werden im Allgemeinen als ei-
ne höhere Qualität der Unternehmenskooperation angese-
hen.
28 Hinsichtlich des Regionbezuges der Kooperationsnetz-
werke unterscheiden sich beide Unternehmergruppen sig-
nifikant (p < .05).
6. Regionbezogene Identifikation und die
soziale Organisation ökonomischer
Tauschbeziehungen
Ziel des Beitrags war die Erklärung regionbezoge-
ner Kooperation. Gefragt wurde, ob und in welcher
Weise regionbezogene Identifikation Einfluss auf
die räumliche Struktur und die inhaltliche Gestal-
tung von Kooperationsbeziehungen mittelstän-
discher Unternehmen besitzt. Abschließend sollen
die Ergebnisse mit Blick auf die Besonderheiten ei-
nes durch Identifikation der Unternehmer sozial
eingebetteten Kooperationsmanagements und be-
züglich der sich aus einer Identifikation für die Un-
ternehmen ergebenden Potenziale regionbezogener
Strukturierung von Unternehmensbeziehungen dis-
kutiert werden.
Untersuchungen der sozialen Organisation von
Tauschbeziehungen haben sich in den vergangenen
Jahren umfassend mit der Frage nach dem Verhält-
nis zwischen formgebundenen und nicht form-
gebundenen institutionellen Absicherungen von
Kooperation beschäftigt. In den Blick genommen
wurden insbesondere Institutionen, die „zu einer
Reduzierung der Opportunismusdrohung und da-
mit zum Entstehen von Vertrauen führen“ (Blum-
berg 1998: 21). Im Folgenden soll an die hierbei ge-
wonnenen Erkenntnisse angeknüpft werden. Für
eine Reduzierung der Opportunismusdrohung bie-
ten sich Unternehmern zwei Möglichkeiten: zum ei-
nen der Abschluss von Kooperationsverträgen und
zum anderen unterschiedliche Formen sozialer Ein-
bettung.
Gefragt werden soll zunächst, wie die Einbettung
von Transaktionen die Wahl zwischen Verträgen
und Vertrauen beeinflusst. Die vorliegenden Befun-
de zu den Effekten sozialer Einbettung auf den Um-
fang der Absicherung von Transaktionen durch
Verträge sind keineswegs einheitlich. Einerseits bi-
lanziert Prosch im Ergebnis seiner Untersuchungen
von Lieferbeziehungen, dass Faktoren der sozialen
Einbettung bei der Vertragsgestaltung völlig unbe-
deutend bleiben (Prosch 1999). Im Unterschied da-
zu kann Blumberg (1998) zeigen, dass frühere Be-
ziehungen zwischen den Partnern sehr wohl einen
signifikanten Einfluss auf die Gestaltung der Ko-
operationsverträge besitzen. In der Folge eines be-
stehenden Schattens der Vergangenheit umfassen
die Verträge von Technologiekooperationen sowohl
weniger Klauseln als auch weniger commitments.
Eine Fallstudie von Lorenz (1988) über Unterneh-
mensbeziehungen im mittelständischen Maschinen-
bau dokumentiert zudem die Möglichkeit, unter
der Voraussetzung externer Sicherheiten, langfristi-
ger Partnerschaft und Reputationsbildung auf for-
melle Verträge zu verzichten.
Grundsätzlich decken sich die Ergebnisse dieses
Beitrages mit Proschs Einschätzung der Unabhän-
gigkeit der Vertragsgestaltung von Faktoren sozia-
ler Einbettung. Weder konnten Unterschiede im Be-
zug auf die Nutzung von Verträgen als Instrument
zur Absicherung einer Zusammenarbeit noch Un-
terschiede hinsichtlich des Umfanges vertraglicher
Vereinbarungen gefunden werden. Mit dem Nach-
weis, dass regionbezogene Identifikation den Hand-
lungsspielraum von Unternehmern infolge der Ab-
lösung der Vertragsumsetzung von den fixierten
Vertragsinhalten erweitert, fanden Annahmen der
Studie von Lorenz ebenso Bestätigung. Auf eine
umfassendere Substitution vertraglicher Verein-
barungen durch informelle Institutionen deuten die
durch die Unternehmer wahrgenommenen Bedeu-
tungen von Vereinbarungen hin. Die Absicherungs-
funktion eines Vertrages wird auf der Grundlage
von Identifikation deutlich reduziert. Im Unter-
schied zu Abraham, der – unter Hinweis auf die ge-
ringen Effekte der Einbettung zur Lösung des Ver-
trauensproblems – eine Stärkung institutioneller
Mechanismen für erforderlich hält (Abraham
2000), lassen die hier vorgestellten Ergebnisse auf
die Möglichkeit schließen, vertragliche Absicherun-
gen durch soziale Beziehungen wirksam zu ergän-
zen und zumindest im Kooperationsalltag zu substi-
tuieren.
Kaum weniger heterogen sind die vorliegenden Be-
funde zu Effekten zeitlicher und struktureller Ein-
bettung auf das Management von Unternehmens-
beziehungen. Als konsistent lassen sich lediglich die
Resultate bezüglich der Effekte zeitlicher Einbet-
tung ansehen. Batenburg, Raub und Snijders (Ba-
tenburg et al. 2000) zeigen, dass ein Schatten der
Vergangenheit in Interaktion mit einem Schatten
der Zukunft den Umfang des ex ante-Managements
reduziert. Blumberg gelangt zu übereinstimmenden
Resultaten: Eine gemeinsame Beziehungsvergan-
genheit führt zu sinkenden Planungsaufwand und
zu geringerem Aufwand bei der Partnersuche
(Blumberg 1998). Hingegen weisen Untersuchun-
gen nach, dass künftige Beziehungen allein keinen
signifikanten Einfluss auf das ex ante-Management
von Kooperationen ausüben (Blumberg 1998, Ba-
tenburg et al. 2000). Die Ergebnisse bezüglich der
Effekte struktureller Einbettung sind hingegen kei-
neswegs einheitlich. So findet Blumberg keinen Zu-
sammenhang zwischen der Einbettung einer Koope-
ration in soziale Netzwerke und dem Umfang des
ex ante-Managements. Vielmehr sei die Netzwerk-
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einbettung der einzige Erklärungsfaktor, der keinen
systematischen Einfluss auf das ex ante-Manage-
ment hat. Während Blumberg folgert, dass die Vor-
teile sozialer Einbettung häufig überschätzt werden,
gelangen anderer Autoren zu konträren Ergebnis-
sen. Bereits verwiesen wurde auf die Reduzierung
formeller Verträge bei Bestehen einer sozialen Ein-
bettung (Lorenz 1988). Blumbergs Befunde kon-
trastieren aber auch Studien, in denen eine Senkung
der Investitionen in das ex ante-Management für
den Fall sozialer Einbettung (Gulati 1995), ein al-
ternativer Gebrauch von Netzwerken und institu-
tionellen Mechanismen (Abraham/Kropp 2000) so-
wie eine Reduzierung des Suchaufwandes durch
Beziehungsnetzwerke (Prosch 1999) nachgewiesen
werden. Nicht zuletzt finden Buskens und Weesie
(2000) ihre Hypothesen zum positiven Lerneffekt
aus den Erfahrungen Dritter und aus der Einbet-
tung in Nachbarschaftsbeziehungen für die Gestal-
tung von Transaktionen bestätigt.
Fragen wir wiederum nach den Resultaten der
Untersuchung mittelständischer Unternehmer in
Sachsen. Die Annahme von Effekten zeitlicher Ein-
bettung wird bestätigt. Eine gemeinsame Vergan-
genheit der Unternehmen und der Unternehmer –
auf persönlicher Ebene sowie auf der Ebene ihrer
Zugehörigkeit zur Region Sachsen – haben weitrei-
chende Effekte auf das Kooperationsmanagement.
Sie reduzieren den Such-, Planungs- und Kontroll-
aufwand in der Phase des ex ante-Managements
und erweitern die Handlungsräume in der Umset-
zung des Kooperationsvertrages. Dies konnte in
diesem Beitrag explizit für den Umgang mit Koope-
rationsproblemen gezeigt werden. Den Kern des
hier vorgestellten Erklärungsmodells bildet jedoch
die Annahme von Effekten der Identifikation mit-
telständischer Unternehmer auf deren unternehme-
risches Handeln. Effekte regionbezogener Identifi-
kation lassen sich zum einen als solche der direkten
Einbettung in soziale Beziehungsnetzwerke nach-
weisen. In dieser Lesart stimmen die Resultate der
Studie weitgehend mit den Ergebnissen bisheriger
Untersuchungen überein. Die Vielzahl empirischer
Belege stützt überzeugend die Annahme der Abhän-
gigkeit des Kooperationsmanagements von dessen
sozialer Einbettung. Zum anderen jedoch erweitern
unsere Ergebnisse den traditionell verwendeten Er-
klärungsrahmen direkter Netzwerkeinbettung. Die
Veränderung des Managements von Kooperation
lässt sich gerade nicht auf Effekte der Einbettung in
Netzwerke reduzieren. Vielmehr ist die aus der
regionbezogenen Identifikation der Akteure fol-
gende Veränderung des Kooperationsmanagements
grundsätzlich auch als ein Ergebnis affektiv-evalua-
tiver und normativer Bindung an einen Arbeits-
und Lebensraum (Region) zu begreifen.
Ergebniskonsistenz zeigt sich demzufolge in drei
Bereichen: für den Nachweis der Stabilität vertrag-
licher Vereinbarungen als Absicherung der Zusam-
menarbeit, für das Bestehen von Effekten einer
zeitlichen Einbettung auf das Kooperationsmanage-
ment sowie für die Wirkung sozialer Einbettung auf
die Gestaltung von Unternehmensbeziehungen. In
zweierlei Hinsicht ergeben sich gegenüber den bis-
lang verfügbaren Erkenntnissen jedoch inhaltliche
Erweiterungen. Zum einen ermöglichen unsere Er-
gebnisse eine differenzierte Beurteilung des Verhält-
nisses von formaler vertraglicher und vertrauens-
gestützter sozialer Absicherung von Kooperation.
Es konnte gezeigt werden, dass es trotz Fortbeste-
hens vertraglicher Absicherungen auf der Grund-
lage der Identifikation der Akteure und in Form der
Substitution von Vertragsfunktionen zu einer weit-
reichenden Verschiebung der Gewichtung zuguns-
ten einer sozial basierten Sicherung kommt. Zum
anderen konnte am Beispiel der regionbezogenen
Identifikation als einer spezifischen Form der Ein-
bettung von Akteuren verdeutlicht werden, dass Ef-
fekte sozialer Einbettung auf das Management von
Kooperation keineswegs an unmittelbare und durch
personale Beziehungen vermittelte Erfahrungen ge-
bunden sind. Eine Veränderung ökonomischen
Handelns ließ sich über die Wirkung direkter Netz-
werkeffekte hinaus aus der Bindung der Akteure an
die Region und einer (Selbst-)Verpflichtung gegen-
über deren Bewohnern erklären. Wie unsere Ergeb-
nisse belegen, eröffnen sich Unternehmern aufgrund
ihrer Identifikation Handlungsoptionen, die den
Aufbau regionbezogener Kooperation befördern.
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Summary: The significance of identification in the context of institutional economics, and particularly in regard to the
social organization of exchange relations, has not only been greatly underestimated in the past, but has also erroneously
been contested with reference to the rationality of economic actors. This article discusses the interaction of factors such
as fairness, trust, and a sense of solidarity, on the one hand, and the individual perception of rational calculation, on the
other, treating the influence of regional identification on economic decision-making processes. The scope of the article
encompasses the consequences of regional identification on entrepreneurial action and the effects of such action on co-
operation between enterprises. To begin with, the assumption is examined that a sense of identification can alter action,
which is otherwise oriented toward economic efficiency. This is followed by an explanation of the formation and deve-
lopment of regional cooperation. The article argues that identification promotes regional cooperation by substantially
altering the economic actors’ motivations while committing them to specific rules and norms. On the basis of empirical
studies, it is shown that two factors have a decisive influence on the development of regional cooperation: the efficiency
of spatial proximity and the restrictive rules of regional cooperation, both affecting the nature of individual cooperative
structures. The article explains that identification plays a decisive role in the development and implementation of these
rules.
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